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Jahresrückblick 2023: Verkehr und Kommunikation

2023 standen drei grosse Standortbestimmungen zu Ausbauschritten im Bereich des
Strassen- und Schienenverkehrs auf dem Programm des Bundesrats und des
Parlaments. Trotz dieser politisch gewichtigen Programmpunkte blieb die
Medienberichterstattung in diesem Themenbereich gesamthaft jedoch ungefähr auf
demselben Niveau wie im Vorjahr (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). Jedoch
nahm die Berichterstattung zum Strassenverkehr im Vergleich zu den Vorjahren mehr
Raum ein, während diejenige zum Flugverkehr deutlich abnahm und diejenige zum
Schienenverkehr etwa gleich blieb. 

Im medial viel bespielten Themenbereich des Strassenverkehrs dominierte der
Ausbauschritt 2023 der Nationalstrassen und der entsprechende Zahlungsrahmen
sowohl die parlamentarische als auch die ausserparlamentarische Debatte. Der
Ausbauschritt 2023 war sehr umstritten, die Anträge zu den Projektvorschlägen des
Bundesrats reichten von Zustimmung über Ablehnung einzelner Ausbauschritte bis hin
zur Zurückweisung des gesamten Projekts. Schliesslich wurden aber alle fünf vom
Bundesrat vorgeschlagenen Projekte sowie der entsprechende Verpflichtungskredit in
der Höhe von rund CHF 5.3 Mrd. vom Parlament gutgeheissen und der Ausbauschritt
sogar noch um ein Projekt in der Westschweiz erweitert. Eine Standesinitiative des
Kantons Thurgau, welche die Aufnahme der Bodensee-Thurtal-Strasse in die
Projektierung gefordert hatte, blieb hingegen erfolglos. Die Meinungen zum
Ausbauschritt 2023 gingen auch in der medialen Berichterstattung auseinander und
ökologische Kreise kündeten an, das Referendum gegen den Ausbauschritt zu ergreifen.
Vergleichsweise unumstritten war in diesem Zusammenhang hingegen der
Zahlungsrahmen für Unterhalt und Betrieb der bestehenden Nationalstrassen für die
Jahre 2024 bis 2027 in der Höhe von CHF 8.8 Mrd. 

Unabhängig von diesem geplanten Ausbauschritt der Nationalstrassen beschloss das
Parlament zusätzlich durch Annahme einer Motion, dass die Autobahn A1 an kritischen
Strassenabschnitten auf sechs Spuren ausgebaut werden soll. Auf der anderen Seite
stand im Bereich des Strassenverkehrs auch die klimaneutrale Mobilität auf der
politischen Agenda. Im Juni präsentierte der Bundesrat einen Bericht, in dem er
Massnahmen eruierte, mit denen ein fossilfreier Verkehr bis 2050 ermöglicht werden
könnte. Zudem wurde der Bundesrat vom Parlament beauftragt, einen Aktionsplan zur
Förderung innovativer und klimaneutraler Mobilitätsangebote zu erstellen. Hingegen
beschloss die Regierung, die Steuerbefreiung der Elektrofahrzeuge aufzuheben.

Eine zweite grosse Standortbestimmung im Themenbereich Verkehr fand 2023 mit der
vierten Generation des Programms «Agglomerationsverkehr» an der Schnittstelle
zwischen öffentlichem Verkehr und Individualverkehr statt. Für die folgenden vier Jahre
wurden zu unterstützende Projekte ausgewählt und ein entsprechender
Finanzierungsrahmen bestimmt. Verteilt auf den öffentlichen Verkehr, den
motorisierten Individualverkehr sowie auf den Langsamverkehr sprach das Parlament
somit gesamthaft über CHF 1.5 Mrd. für Projekte in 23 Agglomeration.

Die dritte grosse Standortbestimmung nahm der Bundesrat im Herbst 2023 mit seiner
Botschaft zum Stand und zu Änderungen der Ausbauprogramme für die
Bahninfrastruktur vor. Für den Ausbauschritt 2025 und insbesondere für den
Ausbauschritt 2035 schlug die Regierung zusätzlich zu den bereits beschlossenen
Ausbauvorhaben Anpassungen sowie eine Krediterhöhung von gesamthaft über CHF 2.8
Mrd. vor. Aufgrund einer viel diskutierten Motion nahm er auch die Projektierung eines
«multifunktionalen Grimseltunnels» in seine Botschaft auf.
Im Rahmen der Botschaft zu den Ausbauschritten präsentierte der Bundesrat zudem
erste Zielsetzungen und Stossrichtungen der neuen Langfriststrategie im
Schienenverkehr, der «Perspektive Bahn 2050». Der Fokus soll dabei auf dem Ausbau
von kurzen und mittleren Strecken sowie auf den Agglomerationen liegen. Gleichzeitig
gab die Regierung auch bekannt, dass sich die Fertigstellung verschiedener laufender
Bauvorhaben, wie beispielsweise der Bahnknotenpunkte Bern oder Lausanne, um

RAPPORT
DATE: 31.12.2023
LENA BALTISSER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 2



mehrere Jahre verzögern werde. 

Zu Verzögerungen kam es auch in der Erreichung der 2021 festgelegten Ziele für den
alpenquerenden Schwerverkehr. Im Verlagerungsbericht für die Jahre 2021–2023 hielt
der Bundesrat im Berichtsjahr fest, dass die festgelegten Ziele trotz einer Zunahme des
Schienengüterverkehrs insbesondere im Bereich des strassenseitigen Güterverkehrs
nicht erreicht werden konnten. Auch im Bereich der Luft- und Lärmverschmutzung
konnte trotz punktueller Verbesserungen gesamthaft keine ausreichende Reduktion
erzielt werden. Somit wurde im Schwerverkehr auf Strasse und Schiene weiterhin
Verlagerungspotential ausgemacht und für die folgenden Jahre projektiert. 

Im Themengebiet Eisenbahn erhielt ein Unfall des Schienengüterverkehrs im
Gotthard-Basistunnel die grösste mediale Aufmerksamkeit (vgl. Abbildung 1 der APS-
Zeitungsanalyse): Die Entgleisung eines Güterzugs im August 2023 führte zu einer
vorübergehenden Sperrung des Tunnels und zu geschätzten Schäden von über CHF 100
Mio. Dabei wurden rasch Fragen zu Ursachen, Haftung und Schadenersatz laut, gerade
auch in Anbetracht der Haftpflicht im Schienenverkehr, zu deren Ausgestaltung der
Bundesrat wenige Wochen zuvor einen Bericht veröffentlicht hatte. 

Um die SBB finanziell zu stabilisieren, schlug der Bundesrat im Sommer 2023 eine
Änderung des Bundesgesetzes über die Schweizerischen Bundesbahnen (SBBG) vor.
Einerseits sollten die SBB einen einmaligen Kapitalzuschuss von CHF 1.15 Mrd. erhalten,
andererseits sollte ihr Finanzierungsbedarf neu nicht mehr durch Tresorerie-, sondern
durch Haushaltsdarlehen gedeckt werden. Diese Änderung der Finanzierungsgrundlage
fand im erstberatenden Nationalrat jedoch wenig Unterstützung. Die grosse Kammer
sprach sich für die Beibehaltung des geltenden Rechts aus. Das Urteil des Ständerats
stand zum Ende des Berichtjahres noch aus.

Auch 2023 blieb der Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes Teil der parlamentarischen
Debatte rund um Telekommunikation. Die Räte beschlossen im Rahmen einer Motion,
den raschen Aufbau von 5G voranzutreiben. Eine gewisse Vorsicht gegenüber der 5G-
Technologie blieb jedoch bestehen, was sich in der Beibehaltung der NISV-
Anlagegrenzwerte niederschlug. Ergänzend zum Mobilfunknetz legte der Bundesrat eine
Strategie zu Förderung und Ausbau des Hochbreitbandnetzes vor. 1

1) APS-Zeitungsanalyse 2023 – Verkehr und Kommunikation
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